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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 
116 Verbrennen von strohigen Abfällen aus der Landwirt-

schaft 

Das Verbrennen strohiger Abfälle aus der Landwirtschaft ist laut 
Verordnung über die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen außerhalb 
zugelassener Beseitigungsanlagen grundsätzlich nicht gestattet. 

Von diesem grundsätzlichen Verbot können Ausnahmen zugelas-
sen werden, wenn dem Landwirt keine brauchbare Alternative zur 
Verfügung steht: Das ist der Fall, wenn die strohigen Abfälle weder 
im eigenen Betrieb verwendet noch verkauft oder sonst Dritten über-
lassen werden können und auch eine Einarbeitung in den Boden 
ausscheidet. Eine Einarbeitung scheidet insbesondere aus, wenn sie 
wegen der Härte des Bodens arbeitstechnisch nicht möglich ist oder 
wenn die Abfälle im Boden wegen seiner Zusammensetzung oder 
seiner geringen Mächtigkeit oder aus Witterungsgründen nicht genü-
gend verrotten können. 

Lediglich aus Gründen der Arbeitsersparnis können Ausnahmen 
von dem grundsätzlichen Verbrennungsverbot nicht zugelassen wer-
den. Wie bereits in den letzten Jahren kann das Verbrennen strohiger 
Abfälle auch 2014 im Landkreisgebiet nur nach vorheriger Anzeige 
und Erfüllung der aufgeführten Voraussetzungen zugelassen werden. 

Besteht die Absicht, strohige Abfälle zu verbrennen, so ist dies 
mindestens 7 Tage vor dem beabsichtigten Verbrennungstermin 
bei der jeweiligen Gemeinde anzuzeigen. Entsprechende Vor-
drucke liegen bei den Gemeindeverwaltungen auf. 

Die Verbrennung darf jedoch nur dann vorgenommen werden, 
wenn nicht innerhalb von 7 Tagen nach der Anzeige bei der Ge-
meinde, die Verbrennung durch das Landratsamt (schriftlich oder 
mündlich, ggf. telefonisch) untersagt wurde oder eine frühere Ver-
brennung aus wichtigen Gründen ausnahmsweise durch das Land-
ratsamt vorzeitig zugelassen wurde. 

Bei Nichterfüllung der in der Verordnung vorgeschriebenen Vor-
aussetzungen muss die Verbrennung durch formellen Bescheid ver-
sagt werden. Da dieser Versagungsbescheid kostenpflichtig ist, wird 
empfohlen, spätestens 5 Tage nach Antragstellung beim Landratsamt 

nachzufragen, ob die beabsichtigte Verbrennung untersagt werden 
muss. 

Sollte eine Versagung notwendig sein, kann der Anzeigenerstatter 
(auch mündlich) erklären, dass er zur Vermeidung einer formellen 
Untersagung von der angezeigten Verbrennung Abstand nimmt. Da-
mit gilt die Anzeige als nicht erstattet, eine kostenpflichtige Unter-
sagung wird nicht mehr notwendig. 

Die einzelnen Anforderungen und die zu beachtenden Auflagen 
können aus dem Anzeigeformular entnommen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Verstößen gegen die Anzeige-
pflicht oder bei Missachtung der Anforderungen oder Auflagen 
Geldbußen bis zu 50.000,-- € erlassen werden können. 

 

 

 
117 Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren 

(Errichtung und Betrieb); 
Antragsteller: Herr Georg Schmidt, Zum Birktal 9, 

85110 Kipfenberg / Kurt  
Anlage: Neubau eines Schweinemaststalles  
Standort: Fl.Nr. 62 Gemarkung Krut, Gemeinde 

Kipfenberg 

Herr Georg Schmidt, Zum Birktal 9, 85110 Kipfenberg / Kurt be-
antragte beim Landratsamt Eichstätt die Genehmigung zur Errichtung 
und zum Betrieb eines Schweinemaststalles auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 62 Gemarkung Krut, Gemeinde Kipfenberg.  

Herr Schmidt betreibt in Krut einen landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetrieb mit 2 Standor-ten. Neben dem Aussiedlerstandort auf 
Fl.Nr. 62 wird auf der Althofstelle in Krut (Fl.Nr. 19) ein weiterer 
Standort betrieben. Nun ist geplant am Aussiedlerstandort die beste-
hende Schweinehaltung durch die Errichtung einer weiteren Stallung 
zu erweitern. Diese soll auf eine Kapazität von 960 Ferkelplätzen (8 
kg bis 20 kg), 960 Ferkelplätzen (20 kg bis 30 kg), 96 Jungsauenplät-
zen sowie 92 Zuchtsauenplätzen (72 Wartesauenplätze, 20 Abfer-
kelplätze) ausgelegt werden. Der Tierbestand der Stallung in der 
Ortslage wird nicht ver-ändert.  

Der geplante Neubau des Schweinemaststalles bedarf der immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigung im förmlichen Verfahren nach 
den §§ 4 und 10 BImSchG, §§ 1, 2 und Anhang Nr. 7.11.1.2 4. 
BImSchV. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt 
diverse andere Genehmigungen, z.B. baurechtlicher Natur mit ein, § 
13 BImSchG. 

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG öffent-
lich bekannt gemacht. 

Antrag und Unterlagen liegen in der Zeit von Montag, 30. Juni 
2014 bis einschließlich Dienstag, 29. Juli 2014 beim Landratsamt 
Eichstätt, Residenzplatz 2, 85072 Eichstätt, I. Stock, Zimmer-Nr. 131 
sowie beim Markt Kipfenberg, Marktplatz 2, 85110 Kipfenberg wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind bis spätestens 
zwei Wochen nach Ablauf der oben genannten Auslegungsfrist 
beim Landratsamt Eichstätt schriftlich oder zur Niederschrift zu erhe-
ben. Die Einwendungsfrist endet am Dienstag, den 12. August 2014 
(24.00 Uhr). Mit Ablauf dieser Frist werden alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. Personen, die Einwände erhoben haben, können verlangen, dass 

A M T S B L A T T  
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deren Name und Anschrift vor der Bekanntgabe an den Antragsteller 
unkenntlich gemacht werden, sofern diese zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind, § 
12 Abs. 2 Satz 3 9. BImSchV. 

Die Erörterung der - rechtzeitig erhobenen - Einwendungen mit 
den Einwendeführern, der Antragstellerin sowie den Sachverständigen 
wird am Mittwoch, 27. August 2014 um 10.00 Uhr im Landratsamt, 
Residenzplatz 1, 85072 Eichstätt durchgeführt. Die formgerecht erho-
benen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der Antragstellerin 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Der 
Erörterungstermin ist öffentlich. 

Die Zustellung der Entscheidung über Einwendungen kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

 

Eichstätt, den 16.06.2014 

Landratsamt Eichstätt 

gez. O t t e ,  Regierungsrätin 

 

A b k ü r z u n g s v e r z e i c h n i s : 

 

BImSchG      = Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt 
geändert Gesetz vom 2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

4. BImSchV    =     Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

9. BImSchV    = Verordnung über das Genehmigungsver-
fahren vom 29.05.1992 (BGBl I S. 1001), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

 

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 
118 Bekanntmachung Über die Eintragung für das Volksbe-

gehren „Ja zur Wahlfreiheit zwischen G9 und G8 in 
Bayern“ vom 03.07.2014 bis 16.07.2014 

1. Die Stadt Eichstätt bildet einen Eintragungsbezirk. 

 

EINTRAGUNGSRAUM 

Bezeich-
nung 

Genaue Anschrift Öffnungszeiten 
barriere-
frei 

 
Einwohner-
meldeamt 

 
Rathaus der Stadt 
Eichstätt,  
Marktplatz 11, 
85072 Eichstätt, 
Zimmer-Nr. 001 

 
Montag bis Freitag 
von 08.00 Uhr bis 
12.00 Uhr 
 
Montag bis Don-
nerstag von 13.00 
Uhr bis 16.00 Uhr 
 
Samstag, 05.07.2014: 
von 10.00 Uhr bis 
12.00 Uhr 
 
Mittwoch, 
09.07.2014: 
von 16.00 bis 20.00 
Uhr 
 
Mittwoch, 
16.07.2014: 
von 16.00 Uhr bis 
18.00 Uhr 
 

 
Ja 

2. Es werden folgende besondere Eintragungsräume eingerichtet, 
die nur für die dort wohnenden und beschäftigten Personen, vor-
gesehen sind. 

 

EINTRAGUNGSRAUM 

Bezeichnung Genaue Anschrift Öffnungszeiten 
barri-
ere-
frei 

Klinik Eichstätt 

Ostenstraße 31 

Konferenzraum 
im Erdgeschoss 

Mittwoch, 09.07.2014, 

13.00 Uhr bis 13.15 
Uhr 

Ja 

Abtei St. Wal-
burg, 

Walburgiberg 6,  

85072 Eichstätt 

Besucherraum 
Mittwoch, 09.07.2014, 

13.45 bis 14.00 Uhr 
Ja 

Altenheim 
Heilig-Geist-
Spital, Bahn-
hofplatz 3, 

85072 Eichstätt 

Eingangshalle 

Mittwoch, 09.07.2014, 

14.15 Uhr bis 14.30 
Uhr 

Ja 

Justizvollzugs-
anstalt Eichstätt, 
Weißenburger 
Str. 7, 85072 
Eichstätt 

Besucherraum 
Mittwoch, 09.07.2014, 

14.45 bis 15.00 Uhr 
Nein 

Altenheim St. 
Elisabeth, Gun-
dekarstraße 1, 
85072 Eichstätt 

Wintergarten 
Mittwoch, 09.07.2014, 

15.15 - 15.30 Uhr 
Ja 

 

3. Jeder/Jede Stimmberechtigte kann sich nur in einem Eintragungs-
raum des Eintragungsbezirks eintragen, in dessen Wählerver-
zeichnis er/sie geführt wird. Die Stimmberechtigten haben ihren 
Personalausweis oder Reisepass zur Eintragung mitzubringen. 

4. Stimmberechtigte, die einen Eintragungsschein besitzen, können 
sich unter Vorlage ihres Personalausweises oder Reisepasses in 
die Eintragungsliste eines beliebigen Eintragungsraums in Bayern 
eintragen. 

5. Jeder/Jede Stimmberechtigte kann sein/ihr Stimmrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. Stellvertretung ist unzulässig; es be-
steht keine Möglichkeit, die Eintragung brieflich zu erklären. Die 
Eintragung kann nicht zurückgenommen werden. 

6. Wer sich unbefugt einträgt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis des 
Volksbegehrens herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; der 
Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 
§ 108d des Strafgesetzbuchs). 

7. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 02. April 2014 Az.: IA1 - 1365.1-87 nach Art. 65 
LWG, die u. a. den Gegenstand des Volksbegehrens enthält, 
wurde im Staatsanzeiger Nr. 15 vom 11.04.2014 veröffentlicht. 
Sie ist nachfolgend abgedruckt. 

 

Eichstätt, 18.06.2014 

gez. Dr. Claudia G r u n d ,  Bürgermeisterin 

 

 

Zulassung des Volksbegehrens 
„Mehr Zeit zum Lernen - Mehr Zeit zum Leben! 

Neunjähriges Gymnasium (G 9) als Alternative anbieten.“ 

 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern, für Bau und Verkehr 

vom 2. April 2014 Az.: IA1 - 1365.1-87 
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I. 

Am 28. Februar 2014 wurde beim Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr die Zulassung des Volksbegehrens 

„Mehr Zeit zum Lernen - Mehr Zeit zum Leben! 

Neunjähriges Gymnasium (G 9) als Alternative anbieten.“ 

(Kurzbezeichnung: „Ja zur Wahlfreiheit zwischen G 9 und G 8 in 
Bayern“) 

beantragt. 

Das Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr hat dem 
Zulassungsantrag stattgegeben und macht den Gegenstand des Volks-
begehrens nach Art. 65 Abs. 1 und 2 des Landeswahlgesetzes, § 88 
Abs. 1 der Landeswahlordnung bekannt: 

 

II. 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Ge-
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen  

§ 1 

Art. 9 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-K), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. Juli 2013 (GVBl S. 465), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Abs. 1, 2 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen und Schülern 
die vertiefte allgemeine Bildung, die für ein Hochschulstudium 
vorausgesetzt wird; es schafft auch zusätzliche Voraussetzungen 
für eine berufliche Ausbildung außerhalb der Hochschule. 

(2) 1Das Gymnasium umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 13 - sog. 
neunjähriges Gymnasium (G 9) - bzw. 5 bis 12 - sog. achtjähriges 
Gymnasium (G 8). 2Es baut auf der Grundschule auf, schließt mit 
der Abiturprüfung ab und verleiht die allgemeine Hochschulreife. 

(4) Für die Oberstufe gelten folgende Bestimmungen: 

Die Oberstufe umfasst die Jahrgangsstufen 11 bis 13 (G 9) bzw. 
11 und 12 (G 8). 

Die Leistungsbewertung wird durch Noten und durch ein Punkte-
system vorgenommen. 

Das Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst wird ermächtigt, das Nähere in der Schulordnung zu regeln; 
dies betrifft insbesondere die Gliederung in Einführungs- und 
Qualifikationsphase, die Einrichtung von Fächern und Seminaren, 
das Fächerangebot einschließlich der Wahlmöglichkeiten und Be-
legungsgrundsätze, die Leistungserhebung und -bewertung, die 
Voraussetzungen der Zulassung zur Abiturprüfung, die Bildung 
der Gesamtqualifikation und die Voraussetzungen für die Zuer-
kennung der allgemeinen Hochschulreife.“ 

2. Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) 1Die Entscheidung darüber, ob ein Gymnasium ausschließlich 
als achtjähriges oder neunjähriges Gymnasium geführt wird, oder 
ob beide Formen parallel an einer Schule angeboten werden, trifft 
das Schulforum des jeweiligen Gymnasiums. 2Das Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst regelt das 
Nähere durch Rechtsverordnung.“ 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. 

Begründung: 

Durch das Volksbegehren soll Art. 9 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) dahingehend 
geändert werden, dass neben der seit 2003 bestehenden achtjährigen 
Gymnasialzeit (G 8) auch die Möglichkeit einer neunjährigen Gymna-
sialzeit (G 9) in Bayern eingeführt wird. Die vergangenen zehn Jahre 
haben gezeigt, dass das sog. G 8 eklatante Schwächen aufweist. Nicht 
wenige Eltern und Schüler klagen über eine zu starke Verdichtung der 
Lerninhalte. Das G 8 soll zwar weiterhin erhalten bleiben, die Schulen 
sollen aber die Möglichkeit bekommen, nach einer Entscheidung des 
jeweiligen Schulforums wieder zu einer neunjährigen Gymnasialzeit 

zu wechseln oder beides (G 8 und G 9) an einer Schule anbieten zu 
können. 

Das neue G 9 soll eine Weiterentwicklung und nicht eine Rück-
kehr zum früheren neunjährigen Gymnasium sein. Es soll Mut zum 
Lernen machen. Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, den Stoff 
bis zum Abitur „entschleunigt“ zu verinnerlichen. Es soll die Gele-
genheit zu mehr individueller Förderung, besseren Wahlmöglichkei-
ten, nachhaltigem Lernen, aber auch mehr Raum für außerschulische 
Aktivitäten gegeben werden. So gibt es einen weiteren erfolgverspre-
chenden Weg zum Abitur. Mehrere Optionen zu haben, ist für Schü-
ler, Eltern und Lehrer gut.“ 

 

III. 

Die Eintragungsfrist beginnt am Donnerstag, dem 3. Juli 2014, 
und endet am Mittwoch, dem 16. Juli 2014 (Art. 65 Abs. 1, 3 Sätze 1 
und 2 LWG). Während dieser Zeit halten die Gemeinden Eintra-
gungslisten zum Eintrag der Unterzeichnungserklärungen bereit 
(Art. 68 Abs. 2 LWG). Sie machen bekannt, wann und wo Eintragun-
gen für das Volksbegehren geleistet werden können (§ 79 Abs. 1 
LWO). Nach dem Wunsch der Beauftragten sollen in allen Gemein-
den Bayerns Eintragungslisten für das Volksbegehren aufgelegt wer-
den. 

Als Beauftragter des Volksbegehrens wurde Herr 
Prof. Dr. Michael   P i a z o l o,   MdL (Anschrift: Pognerstr. 21, 
81379 München, Tel. 089/1891 3657), als sein Stellvertreter Herr 
Günther   F e l b i n g e r,   MdL (Anschrift: Rhönstr. 9, 97737 Ge-
münden, Tel. 09351/3072), benannt (Art. 63 Abs. 2 LWG). 

 

gez. Günter   S c h u s t e r,   Ministerialdirektor 

 

 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 
Schulverband Nassenfels 

119 Bekanntmachung der Haushaltssatzung und öffentliche 
Auflage des Haushaltsplanes des Schulverbandes 
Nassenfels nach Vorlage bei der Rechtsaufsichtsbehörde 
für das Haushaltsjahr 2014 

I. 

Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 
– BaySchFG  -, sowie der Art. 35 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit – KommZG – sowie der Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung – GO – erläßt der Schulverband folgende Haushaltssatzung 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2014 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 219.500,00 € 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 177.000,00 € ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Schulverbandsumlage 

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlage-
soll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für 
das Haushaltsjahr 2014 auf 155.700,00 € festgesetzt und nach der Zahl 
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der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt 
(Verwaltungsumlage). 

Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßge-
bende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2013 auf 136 
Verbandsschüler festgesetzt. 

Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.144,85 € 
festgesetzt. 

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlage-
soll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt wird für 
das Haushaltsjahr 2014 auf 177.000 ,00 € festgesetzt.  

Das Verhältnis der Aufteilung wird mit 63 % (111.510,00 €) für 
den Markt Nassenfels zu 37 % (65.490,00 €) für die Gemeinde Egweil 
festgesetzt.  

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000,00 € festge-
setzt. 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2014 in Kraft. 

II. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des 
ganzen Jahres für die Dauer ihrer Gültigkeit in der Verwaltungsge-
meinschaft Nassenfels, Schulstr. 9, 85128 Nassenfels, innerhalb der 
allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme auf. 

 

Nassenfels, den 05.06.2014 

gez. Andreas H u s t e r e r ;  1. Schulverbandsvorsitzender 


